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Aufruf zur Neugründung der 
Antikapitalistischen Linken 
(AKL) in der LINKEN
Seit 2007 gibt es DIE LINKE als neue politische Partei in Deutsch-
land. Sie ist die einzige parlamentarisch verankerte Partei mit 
einem antikapitalistischen Anspruch. Sie ist die einzige konse-
quente Friedenspartei. Sie ist die einzige Partei, die eine radikale 
Kritik am ökologischen Katastrophenkurs der herrschenden Wirt-
schaftsordnung mit einem Programm der sozialen Gerechtigkeit 
verknüpft. Sie ist eine demokratische Erneuerungsbewegung, die 
die Verteidigung der Bürger- und individuellen Freiheitsrechte und 
ihres Ausbaus mit neuen Informationstechnologien mit einem 
Kampf gegen die herrschenden Eigentums- und Machtstrukturen 
verbindet.

Dieses im Erfurter Programm festgeschriebene Selbstverständ-
nis als sozialistische Partei wird jedoch vor allem von führenden 
Mitgliedern der Partei in Debatten und politischer Praxis in Par-
lamenten, Landesregierungen und kommunalen Gremien immer 
wieder in Frage gestellt. Die Entwicklung der LINKEN zeigt eine 
widersprüchliche Partei, die mehr und mehr von ihrer Ausstrah-
lung als politisch wirksame, oppositionelle, nicht etablierte Kraft 
einzubüßen droht. Die AKL hat seit Beginn der Parteigründungs-
debatte von WASG und PDS als politische Strömung in allen Teilen 
Deutschlands ihren Teil dazu beigetragen, dass dem regierungs- 
und parlamentsfixierten „Pragmatismus“ in der LINKEN erfolg-
reich ein antikapitalistisches Programm mit sozialistischem Ziel 
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entgegengestellt wurde, das für Veränderungen vor allem auf ge-
sellschaftliche Bewegungen setzt.

Die AKL hat sich dabei auch als Brücke zu linken Gruppierungen 
und Personen außerhalb der Partei DIE LINKE verstanden. Dem-
entsprechend hat sie immer wieder die Stärkung innerparteilicher 
Demokratie und des Einflusses der Mitglieder gefordert. In ihrem 
von fast zweitausend Unterstützer_innen getragenen Aufruf aus 
dem Jahr 2006 warb die AKL dafür, die neue Partei DIE LINKE pro-
grammatisch auf eine klare sozialistische Grundlage zu stellen, 
anstatt nur die Reparatur eines prinzipiell ausbeuterischen und 
zerstörerischen Gesellschaftssystems anzustreben.

Diese antikapitalistische Orientierung der AKL hat auch im Erfur-
ter Programm einen deutlichen Niederschlag gefunden. Zwar wer-
den viele Einzelpunkte aus dem Erfurter Programm schon heute 
von großen gesellschaftlichen Mehrheiten unterstützt. In Mei-
nungsumfragen halten zudem gut Zweidrittel der Befragten ein 
grundsätzlich anderes, demokratisches und solidarisches Gesell-
schaftssystem für wünschenswert. Dennoch sind Partei und Pro-
gramm der LINKEN heute in der Minderheit. Unermüdliche Aufklä-
rungsarbeit und der Kampf um die Köpfe und Herzen der Mehrheit 
bleiben damit die vornehmste Aufgabe der LINKEN. Dazu gibt es 
keine Alternative und keine Abkürzung. Wer mehrheitsfähig wer-
den will, indem zentrale programmatische Positionen verwässert 
oder vergessen werden, wird aller bitterer geschichtlicher Erfah-
rung nach doppelt verlieren: In der konkreten Tagespolitik und 
– schlimmer noch – in Glaubwürdigkeit und Selbstachtung der 
Partei und ihrer Mitglieder. Um dem Druck der bürgerlichen Ge-
sellschaft, die auf Mandatsträger_innen und hauptamtliche Funk-
tionär_innen besonders stark wirkt, und der Korrumpierungsge-



6

fahr entgegenzuwirken, ist die AKL als politische Strömung und 
Opposition gegen alle Anpassungstendenzen an Kapitalismus und 
Sachzwanglogik in der LINKEN weiterhin unerlässlich.
Sechs Jahre bestand die AKL als loses Netzwerk, zusammengehal-
ten von einem großen Fundament gemeinsamer Positionen. 2012 
hat die Mitgliederversammlung der AKL die Schaffung neuer, fes-
terer Strukturen und die Anerkennung als Zusammenschluss der 
LINKEN beschlossen, um gleichzeitig ihre Positionen zu vertiefen 
und ihre demokratische Legitimierung zu sichern. Dies macht ei-
nen neuen Aufruf notwendig, der den Gründungsaufruf vom März 
2006 ersetzt.

Im folgenden Text fassen wir unsere wesentlichen Grundüberzeu-
gungen für eine bewegungsorientierte, antikapitalistische und ba-
sisorientierte LINKE thesenartig zusammen:

Die Krise heißt Kapitalismus

Die Ursache der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise liegt im 
kapitalistischen Produktionsverhältnis selbst begründet. Dieses 
basiert auf Ausbeutung, Privateigentum an Produktionsmitteln, 
Existenz von gesellschaftlichen Klassen, Konkurrenz, Zerstörung 
der Natur und Profitmaximierung. Heute erleben wir eine tiefe 
und weltweite Systemkrise des Kapitalismus, die alle zerstöreri-
schen Seiten dieser Produktionsverhältnisse offenkundig macht. 
Der Kapitalismus ist nicht in der Lage, das einfache Leben, das 
tägliche Essen und Trinken, für alle Menschen auf der Welt sicher-
zustellen. Er vertieft die sozialen Ungleichheiten und Ungerechtig-
keiten; er treibt die Menschen in barbarische Kriege und gewalt-
tätige Verteilungskämpfe und er zerstört in immer schnellerem 
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Tempo die ökologischen und klimatischen Grundlagen jeder Art 
von menschlichem Leben auf der Erde.

Die soziale und ökonomische Krise, die Militarisierung und wach-
sende Kriegsgefahren und die Energie- und Klimakrise sind nur 
verschiedene Facetten der strukturellen und unaufhebbaren Wi-
dersprüche des gesamten kapitalistischen Systems. Die von den 
Ideologen des Kapitalismus und ihren Medien als solche bezeich-
nete „Schuldenkrise“ ist nur ein Ausdruck des Abwälzens der Kri-
senfolgen auf die Masse der Bevölkerung, während die Pfründe 
und Anlagemöglichkeiten des Kapitals gerettet werden sollen. 
Die Umverteilung von unten nach oben und die Deregulierung der 
Finanzmärkte und des Arbeitsmarktes durch Lohnsenkung und 
prekäre Beschäftigung in den letzten Jahren haben die Krise nicht 
verursacht, sondern sie verschärft.

Deshalb ist nicht der finanzmarktgetriebene Kapitalismus– wie in 
der LINKEN oft behauptet –, sondern der Kapitalismus selbst das 
Problem.

Die von der Partei geforderten Maßnahmen zur Umverteilung von 
Reichtum, dem Abbau von Ungleichgewichten und einer Regulie-
rung der Finanzmärkte greifen – auch wenn wir sie als Sofortmaß-
nahmen ausdrücklich unterstützen – zur Lösung der Krise aus 
diesem Grund zu kurz. Die AKL will Forderungen durchsetzen, die 
das kapitalistische System in Frage stellen, angreifen und letztlich 
überwinden.
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Nein zum Europa der Banken und 
Konzerne

Die Herrschenden haben behauptet, die EU auf Basis der Verträ-
ge von Maastricht und Lissabon sowie die Einführung des Euro 
würden Frieden und Prosperität nach Europa bringen. Das krasse 
Gegenteil ist der Fall. In Griechenland, Zypern, Spanien, Portugal 
und anderen Ländern gibt es millionenfache Armut und Erwerbs-
losigkeit insbesondere bei der Jugend. Der europäische Gedan-
ke ist heutzutage keine Verheißung für Toleranz wund Völkerver-
ständigung. Die Europäische Union als Institution und ihre Politik 
werden berechtigt von vielen Menschen innerhalb der EU als 
Bedrohung (z.B. gegen schon erreichte soziale Standards) wahr-
genommen. Die Krise in Europa wird durch die neoliberale Kon-
zeption der Europäischen Union verschärft. Insbesondere die der-
zeitigen Vertragsgrundlagen der Europäischen Union (Stichwort 
Lissabonvertrag) sind für LINKE und die AKL völlig inakzeptabel 
und keine Ausgangsbasis.

Die wirtschaftlich und politisch Herrschenden haben Instituti-
onen und Verträge geschaffen, die dem freien Kapitalverkehr 
Vorrang geben und die sozialen Schutzrechte minimieren. Die 
EU sollte der konkurrenzfähigste Wirtschaftsraum der Welt wer-
den. Die Agenda 2010, wie sie vom Vorsitzenden des Bundes der 
deutschen Industrie gefordert wurde, war die Grundlage für das 
Lohndumping und die Hartz-Gesetze in Deutschland. Der Euro 
war und ist das Mittel der Herrschenden in Europa – vor allem 
der starken deutschen Kapitalistenklasse – vor dem Hintergrund 
eines verschärften internationalen Konkurrenzkampfs, um ihre 
Profite zu erhöhen und ihre ökonomischen und strategischen In-
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teressen gegenüber den Konkurrenten in den USA, Japan China 
und anderswo durchzusetzen.

Die gegenwärtige Krise ermöglicht vor allem dem deutschen Ka-
pital, die Krisenfolgen auf die europäischen Nachbarn abzuwälzen 
und seine Dominanz weiter zu stärken. Während die deutsche Ex-
portwirtschaft (noch) Erfolge feiert, werden Millionen in Europa 
ins Elend gestürzt. Viele in der LINKEN fordern heute die Beseiti-
gung der Konstruktionsfehler des Euros, sie fordern eine gemein-
same Sozial- und Wirtschaftspolitik der Euro-Staaten. Doch der 
Euro ist nicht die Ursache der Krise.

Die Konkurrenz zwischen den Eurostaaten ist kein Konstruktions-
fehler des Euros, sondern Ausdruck des Konkurrenzkampfes zwi-
schen Konzernen, die weitgehend eine nationalstaatliche Basis 
haben. Die AKL sagt deshalb unmissverständlich: Der Kapitalis-
mus selbst ist der Konstruktionsfehler. Wir stehen für einen Bruch 
mit den kapitalistischen Eigentumsstrukturen und der Politik, die 
Konzerne und Banken Blankoschecks ausstellt: in Deutschland, 
Europa und international. Wir sagen Nein zur Austerität und Ja zu 
einem sozialistischen Europa im Interesse der Lohnabhängigen, 
Erwerbslosen, Jugendlichen und Rentner_innen.

Wir treten für das Recht der Opfer der Troika-Politik ein, aus dem 
Euro und der EU auszutreten. Gleichzeitig vertreten wir die Ein-
schätzung, dass die Einführung einer nationalen Währung für die 
betroffenen Staaten neben möglichen ökonomischen Vorteilen 
auch Gefahren beinhaltet – solange dies auf Basis einer kapita-
listischen Ökonomie im Rahmen des Weltmarkts geschieht. Die 
Krise kann durch einen solchen Schritt alleine nicht überwunden, 
der Lebensstandard der Bevölkerung nicht gerettet werden.
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Die AKL steht für:

•	 Die Verursacher der Krise sollen zahlen: Nein zur EU-Krisen-
politik der anderen deutschen Parteien und der EU-Troika, 
Nein zu ESM, Fiskalpakt und EU-Wettbewerbspakt, Aufhe-
bung aller Troika-Verträge

•	 Nein zu Privatisierungen und Sparpaketen zu Lasten der 
Bevölkerung

•	 Die Schulden der von der Krise besonders betroffenen Staa-
ten gegenüber Banken und institutionellen Anlegern müssen 
gestrichen werden

•	 Durch die Unterstützung gewerkschaftlicher Lohnkämpfe 
und eine andere Steuerpolitik wollen wir eine Umverteilung 
von oben nach unten erreichen

•	 Stopp aller Privatisierungen

•	 Ausbau statt Abbau demokratischer Rechte

•	 Alle Banken und Versicherungen müssen entmachtet, ent-
flochten und vergesellschaftet werden. Sie gehören unter die 
demokratische Kontrolle und Verwaltung der Bevölkerung

•	 Überführung der strukturbestimmenden Konzerne der 
Weltwirtschaft in öffentliches Eigentum bei demokratischer 
Kontrolle und Leitung durch die Belegschaft und die Bevöl-
kerung als ersten Schritt zu umfassender demokratischer 
Vergesellschaftung
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Nie wieder Faschismus – Nein zu 
Rassismus und Nationalismus

Wenn die Linken und die Gewerkschaften international nicht ver-
mögen, der Plünderung unserer Lebensgrundlagen und dem deut-
schen Hegemoniestreben Einhalt zu gebieten, werden Nationalis-
ten und Faschisten davon profitieren können.

Rassismus äußert sich heute insbesondere in Form von antimus-
limischer und islamfeindlicher Hetze, wobei auch antisemitische 
Verschwörungstheorien gerade vor dem Hintergrund der Welt-
wirtschaftskrise weiterhin Konjunktur haben, die Hetze gegen 
Sinti und Roma zunimmt und der Rassismus in Zukunft auch ver-
stärkt die aus Südeuropa nach Deutschland kommenden Krisen-
opfer treffen wird.

Der bürgerlich kapitalistische Staat hat schon immer die rassis-
tischen Terrorbanden zumindest geduldet und als „Einzeltäter“ 
verharmlost – der sog. Nationalsozialistische Untergrund (NSU) 
ist nur ein weiteres Beispiel. Die kapitalistische Ideologie nutzt 
biologistische Menschenbilder wie den Sozialdarwinismus, um 
ökonomisch nicht „verwertbare“ Menschen politisch und sozi-
al auszugrenzen. Rassistische Hetze gegen Migrant_innen und 
Flüchtlinge wird latent oder offen gefördert. Damit wird die ideo-
logische Grundlage geschaffen, an die Faschist_innen anknüpfen 
können. In „normalen“ Zeiten gehört zu ihrer Duldung gleichzei-
tig die Empörung und Abgrenzung gegenüber diesen Banden, 
die aber in „unnormalen“ Zeiten fließend verschwinden, wenn 
die rechten Terrorbanden ihr schmutziges Geschäft gegen Linke, 
Gewerkschafter_innen und soziale Dissidenten verrichten. Auch 
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wenn diese Option gegenwärtig in der Bundesrepublik noch fern 
erscheint, zeigen die Entwicklungen in anderen europäischen 
Ländern wie Griechenland, wo es enge Verbindungen zwischen 
der faschistischen Partei „Goldene Morgenröte“ und dem staatli-
chen Repressionsapparat gibt, dass es sich um eine reelle Gefahr 
handelt.

Wir stellen uns alten wie neuen Rassisten und Faschisten in den 
Weg. Die beste Blockade ihres Anwachsens besteht im konse-
quenten Kampf für Alternativen zu Erwerbslosigkeit, Privatisierung 
und Sozialabbau. Verbreitete rassistische Denkweisen können 
vor allem durch eigenes Erfahren, durch solidarische kollektive 
Aktion mit vielen anderen Menschen bleibend verändert werden.

Wir fordern neben einem Verbot aller faschistischen Organisati-
onen auch die Auflösung der Geheimdienste, die die Nazibanden 
über ihre V- Leute personell und finanziell gestärkt und mit Waffen 
versorgt und in einigen Fällen Nazistrukturen und Überfälle erst 
initiiert haben. Das Verbot der NPD fordern wir, weil diese Partei 
die größte Struktur und Verbindung zu anderen faschistischen Or-
ganisationen wie Kameradschaften unterhält. Wir wissen jedoch 
auch, dass wir uns im Kampf gegen Faschisten nicht auf den bür-
gerlichen Staat verlassen können. Antifaschistische Selbstorga-
nisation und Selbstschutz, Blockaden von Nazi-Aufmärschen und 
vor allem der Aufbau einer starken linken Alternative sind unab-
dingbar im Kampf gegen den Faschismus.

DIE LINKE hält das Bewusstsein wach, dass aufgrund deutscher 
Kapitalinteressen zwei Weltkriege begonnen wurden und hält sich 
an den Schwur von Buchenwald:



13

„Die Vernichtung des Faschismus mit seinen Wurzeln, der Aufbau 
einer neuen Welt des Friedens und der Freiheit ist unser Ziel.“

Heute ist diese Grundhaltung Markenzeichen der LINKEN. Die 
Menschen vertrauen auf sie als starke Bündniskraft im Kampf ge-
gen die Rechten. Die AKL setzt sich dafür ein, dass dies so bleibt 
und keinem politischen Tagesgeschäft geopfert wird. Wir fordern 
gleiche Rechte für alle hier lebenden Menschen, einschließlich des 
Rechts auf doppelte Staatsbürgerschaft und des Wahlrechts für 
alle, die ihren Lebensmittelpunkt in Deutschland haben. Ein wirk-
samer Schutz vor Abschiebungen und die schnelle Anerkennung 
eines völkerrechtlich anerkannten Status ist zugleich eine Voraus-
setzung dafür, dass Migrant_innen nicht als rechtlose Lohndrü-
cker_innen missbraucht werden, sondern vielmehr in einen ge-
meinsamen Kampf aller Lohnabhängigen für ein besseres Leben 
einbezogen werden können. Die AKL tritt für eine Wiederherstel-
lung des uneingeschränkten Grundrechts auf Asyl, ein gesicher-
tes Aufenthaltsrecht für alle bislang nur geduldeten Flüchtlinge 
sowie die Streichung aller gegen Flüchtlinge und Migrant_innen 
gerichteten diskriminierenden Sondergesetze ein.

Kapitalismus bedeutet Krieg

Kapitalistische Krisen bedeuten immer eine Erhöhung der Kriegs-
gefahr. Kriege dienen der Produktion und dem Absatz der Rüs-
tungsgüter; Kriege dienen der Aneignung von Ressourcen und der 
Unterwerfung fremder Bevölkerungen und Staaten, falls diese 
sich der ökonomischen Zurichtung im Interesse des Kapitals wi-
dersetzen. Kriege dienen der Ausweitung der Handelsdiktate und 
Absatzmärkte.
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Kriege sind der deutlichste Ausdruck von Klasseninteressen. 
Reichtümer und Herrschaft werden nicht nur durch die kapita-
listische Produktionsweise und Aneignung von Mehrwert in der 
Produktion hergestellt, sondern durch direkten Raub von Gütern 
wie Produktionsstätten und Rohstoffquellen. Die internationale 
Arbeitsteilung wird durch Kriege gefestigt. Länder und ihre Be-
völkerungen werden im Stadium der Unterentwicklung gehalten. 
Kriege zerstören die Lebensgrundlage von Menschen und die Na-
tur.

Die deutsche Rüstungsindustrie ist als drittgrößter Rüstungsex-
porteur an jedem dieser Kriege beteiligt. Die Rüstungsindustrie 
der BRD gehört zu den Global Playern und die Bundeswehr ist 
in ihrer neuen Entwicklung und Ausrichtung eine verlängerter 
Arm für geostrategische, machtpolitische Kapitalinteressen der 
deutsche Industrie und Politik. Bisher hat die Spaltung oder das 
Verhindern einer aktiven Friedensbewegung in und außerhalb der 
Parteien immer mit der Relativierung und Verharmlosung kriege-
rischer Auseinandersetzungen begonnen. Wir stellen uns deshalb 
gegen die Verharmlosung von Kriegen in seinen Ursachen, Aus-
wirkungen und seiner Intensität.

„Nie wieder Krieg!“ bleibt einer der wichtigsten Leitsätze unse-
rer Politik. Imperialistische Außenpolitik, so genannte „humanitä-
re Kriege“, Blau- oder Grünhelmeinsätze darf es mit der LINKEN 
niemals geben. Emanzipation der Menschen von Ausbeutung, 
Unterdrückung und von religiösem Aberglauben und religiöser 
Herrschaft kann niemals durch Nato-Bomben und bewaffneten 
Söldnern herbeigeführt werden. Die Befreiung der Menschen in 
Staaten mit Diktatur und Unterdrückung kann nur durch sie selbst 
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Die AKL steht für:

•	 Abzug der Bundeswehr von allen Auslandseinsätzen

•	 Verbot von Rüstungsproduktion und -exporten, Verstaatli-
chung der Rüstungsindustrie bei demokratischer Kontrolle 
und Verwaltung als Voraussetzung für eine Konversion um-
weltschädlicher und militärischer Produktion in die Fertigung 
gesellschaftlich nützlicher Güter.

•	 Keinen Einsatz von Polizist_innen im Ausland und keine 
Ausbildung von polizeilichen oder militärischen Kräften in 
anderen Ländern.

•	 Kein Einsatz der Bundeswehr im Inland; Bundeswehr raus 
aus Schulen, Universitäten, Arbeitsagenturen und Jobcentern

erfolgen. Die LINKE wird sie dabei politisch und materiell uneigen-
nützig unterstützen, sie wird die internationale Solidarität organi-
sieren – aber eine staatliche Einmischung mit militärischen und 
geheimdienstlichen Mitteln zum Regime-Change von außen darf 
kein Mittel der LINKEN sein.

Mit Karl Liebknecht wissen wir: Unser Hauptfeind steht im eige-
nen Land. Das Beste, was wir zur Unterstützung emanzipatori-
scher Kräfte in Afghanistan, in der Türkei, in Ägypten, im Iran und 
anderswo tun können, ist der Kampf gegen deutschen Militaris-
mus und Imperialismus. Zu allen Auslandseinsätzen der Bundes-
wehr sagen wir generell Nein. Das muss nicht im Einzelfall geprüft 
werden. Wir sind für die Abschaffung der Bundeswehr.
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Kapitalismus bedeutet Umwelt- 
zerstörung
Kriege und Kriegsdrohungen gegen die rohstoff- und ölreichen 
Staaten der Welt und die folgenlosen Regierungstreffen zur Be-
grenzung des Klimawandels zeigen immer wieder: Es kann keinen 
grünen Kapitalismus geben. Die kapitalistische Weltwirtschaft 
mit ihrem von Konkurrenz und privaten Profit geprägten Produk-
tions- und Konsummodell treibt in eine existenzielle Klima- und 
Energiekrise. Der Kapitalismus produziert regelmäßig Überpro-
duktionskrisen, die eine gigantische Verschwendung von Rohstof-
fen und Energie bedeuten. „Wachstum“ im Kapitalismus bedeu-
tet Steigerung des Profits, ob die neuen Produkte auch nützlich 
und nachhaltig produziert sind, spielt keine Rolle. Auf den Gipfel 
getrieben wird das bei Gen- und Reproduktionstechnologie bei 
Pflanzen, Tieren und selbst Menschen – was keinen Profit bringt, 
ist nicht lebenswert.

•	 Für die Abschaffung der Bundeswehr und einseitige Schritte 
der Demilitarisierung:

•	 Kündigung der Nato-Mitgliedschaft, Abzug der Nato-Truppen 
und Waffen aus Deutschland; keine logistische Unterstüt-
zung bei Militäreinsätzen von Flugplätzen, Häfen oder Kaser-
nen

•	 Stopp kriegstreiberischer Außenpolitik mittels Sanktionen 
und einseitiger politischer oder militärischer Unterstützung 
in Bürgerkriegen
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Kapitalismus heißt Naturzerstörung, heißt Vernichtung der Le-
bensgrundlagen von Menschen und Tieren. Die Voraussetzungen 
jeglichen gesellschaftlichen Lebens sind damit gefährdet. Nach-
haltige Produktion kann es in diesem Wirtschaftssystem nicht ge-
ben. Aber all das kann aufgehalten und verändert werden, wenn 
Eingriffe in die kapitalistische Eigentumsordnung nicht länger 
tabu sind. Die Entwicklung der Industrie kann verändert werden, 
neue industrielle Abläufe und Maschinen sind möglich. Die erneu-
erbaren Energien sind ausreichend, um möglichst kommunal und 
dezentral alle Menschen mit Energie zu versorgen. Durch die er-
neuerbaren Energien kann sich die Produktion in die Naturkreis-
läufe einfügen.

Es ist unsere Aufgabe, die ökologische Frage und die soziale 
Frage zusammen- zuführen. Die Rettung der Umwelt ist heute 
untrennbar mit den sozialen Kämpfen um Umverteilung, gegen 
Ausbeutung, Armut und soziale Ausgrenzung verbunden. Dies zei-
gen nicht zuletzt die Kämpfe in den armen oder besonders ausge-
beuteten Ländern des Südens um eine intakte Umwelt, für eine 
Landreform, für das globale Recht auf Ernährung, um Wasser, 
Gesundheitsversorgung und Bildung und die Initiativen gegen die 
Gräuel der Monsterstädte und Slums.

Die AKL steht für:

•	 Konsequente Durchsetzung des energiepolitischen Pro-
gramms der LINKEN

•	 Sofortigen Atomausstieg und Abschaltung sowie Rückbau 
der AKWs
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Kapitalismus bedeutet Armut und 
Erwerbslosigkeit
Der Kapitalismus produziert tagtäglich für die einen Überstunden, 
Stress und Arbeitshetze und schließt andererseits große Teile der 

•	 Zwischenlagerung des Atommülls unter Kontrolle u.a. der 
Bürgerinitiativen und Anwohner_innen gegen AKWs. Eine 
breite gesellschaftliche Diskussion über die notwendig re-
versiblen Entscheidungen zu Lagerungsart und -plätzen des 
Atommülls muss beginnen.

•	 Entmachtung und Verstaatlichung der bestimmenden Ener-
giekonzerne, Überführung in Gemeineigentum unter gesell-
schaftlicher Kontrolle

•	 Beginn einer Konversionsdebatte in der Metall-, Chemie-, 
und Verkehrsindustrie, zur Reduzierung des Energie und Res-
sourcenverbrauchs und der Entwicklung neuer ökologisch 
sinnvoller und nachhaltiger Produkte, bei Bestandssicherung 
und Ersatzarbeitsplätzen für die betroffenen Kolleg_innen. 
Für das Recht der Belegschaften, ökologisch bedenkliche 
Produktion abzulehnen. Für eine Ökologisierung der Tarifpoli-
tik der Gewerkschaften.

•	 Kein Einsatz von Gentechnik in der Landwirtschaft, gesell-
schaftliche Kontrolle der Forschung im Bereich der Gen- und 
Reproduktionstechnik

•	 Keine privaten Monopole auf Wasser und Lebensmittel
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Gesellschaft von Arbeit und Einkommen aus, stößt sie in Verar-
mung und beraubt sie gleichzeitig ihrer Würde und der Einbindung 
in die Gesellschaft. Mit der Agenda 2010 fand in der deutschen 
Nachkriegsgeschichte der massivste Angriff auf die Sozialleis-
tungssysteme statt.

Die mit ihr erfolgte massenhafte Deregulierung der Arbeitsver-
hältnisse (Ausweitung der Leiharbeit, Rückgang tariflich geregel-
ter Beschäftigung, die Einführung des Bundesfreiwilligendienstes 
als neuen Niedriglohnsektor ohne betriebliche Interessensvertre-
tung und Streikrecht usw.) hat nicht nur für eine massive Umver-
teilung von unten nach oben gesorgt, sondern auch die organi-
sierte Arbeiterschaft geschwächt. Das mit Hartz IV eingeführte 
Repressionssystem des “Fordern und Fördern” hat nicht nur zu 
einer bis dahin unbekannten Zwangsarbeit in Gestalt von 1 ¤-Jobs 
und einer beispiellosen Sanktionspraxis, sondern auch zu einer 
neuen Dimension von Verarmung und Verelendung geführt. Wer 
befristet- oder als Leiharbeiter_in angestellt ist, hat es ungleich 
schwerer, Arbeitskämpfe zu organisieren. Gleichzeitig führt die 
zunehmende Lohnspreizung zur Spaltung der abhängig Beschäf-
tigten.

Der Zusammenhang von flächendeckender Lohn- und Gehalts-
senkung in den letzten 10 Jahren und der von SPD, Grünen, CDU 
und FDP verfolgten „Hartz-IV-Politik“ ist offensichtlich und war 
genau so gewollt. Die LINKE stellt sich dieser Entwicklung entge-
gen. Sie muss die neue Partei der Arbeiterbewegung werden und 
bleiben. Die AKL setzt sich dafür ein, dass die Kämpfe um mehr 
ArbeiterInnenrechte, um höhere Einkommen und Transferzahlun-
gen mit aller Kraft durch die Partei unterstützt werden.
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Die AKL tritt dabei heute in vorderster Linie für eine radikale und 
schnelle Verkürzung der täglichen und Lebensarbeitszeit ein. Die 
tägliche Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn – und Personal-
ausgleich ist nicht nur die Verkürzung der Zeit der Maloche und 
des Arbeitsstresses – das wären schon ausreichende Gründe. Sie 
ist die Brückenforderung sowohl für die Beschäftigten als auch 
für die Millionen von Erwerbslosen und Ausgegrenzten, da die 
Arbeitszeitverkürzung zur deutlichen Reduzierung der Massener-
werbslosigkeit führt. Und sie ist gesellschaftliche Voraussetzung 
für mehr demokratische Beteiligung der Menschen,für ein neues 
Rollenverständnis der Geschlechter und allgemein für eine so-
lidarische Gesellschaft. Mehr Zeit für Genuss und für politische 
Kämpfe ist notwendig. Die AKL wird deshalb dafür streiten, dass 
DIE LINKE und mit ihr die Gewerkschaftsbewegung den Kampf 
um die Verkürzung der Tagesarbeitszeit in den Mittelpunkt einer 
gewerkschaftlichen und betrieblichen Offensive in ganz Europa 
stellen. DIE LINKE muss die Partei bleiben, die die Interessen der 
Beschäftigten und Erwerbslosen verbindet und Gewerkschafter_
innen in ihren Kämpfen den Rücken stärkt.

Dabei darf es jedoch keine Anpassung an die sozialpartnerschaft-
lichen, abwieglerischen und nicht klassenbewussten Positionen 
in den Gewerkschaften, insbesondere deren Führungsapparaten, 
geben; im Gegenteil – gelebte Solidarität auch mit den Beschäf-
tigten anderer europäischer Länder statt Standortnationalismus 
ist notwendig. DIE LINKE sollte ihre gewerkschaftlich organisier-
ten Mitglieder und andere Kolleg_innen dabei unterstützen, für 
kämpferische und demokratische Gewerkschaften einzutreten. 
Die AKL ist für eine aktive und politisch plurale Einheitsgewerk-
schaft.
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Wir wollen, dass die LINKE sich für diese Forderungen stark macht:

•	 Konsequentes Nein zu Stellenabbau, generelles Verbot von 
Massenentlassungen

•	 Überführung von Betrieben, die sich dem widersetzen, in 
öffentliches Eigentum

•	 Verteilung der vorhandenen Arbeit auf alle durch eine deutli-
che Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und Personalaus-
gleich: für die 30-Stunden- Woche

•	 Gesetzlichen Mindestlohn und repressionsfreie Mindestsi-
cherung, sowie eine steuerfinanzierte Mindestrente, die zu 
einem risikofreien Leben in Würde ausreichen, das bedeutet 
derzeit mindestens 12 Euro Mindestlohn und 1050 Euro Min-
destsicherung und Mindestrente bei gleichzeitiger Forderung 
nach Einzahlung aller Berufs- und Einkommensgruppen ohne 
Beitragsbemessungsgrenze, um die gesetzliche Rentenversi-
cherung zu stärken

•	 Verbot von Leiharbeit und Werkverträgen

•	 Abschaffung von Hartz IV und die Umwandlung aller Ein-Eu-
ro-Jobs und anderer prekärer Arbeit in reguläre, sozialversi-
cherungspflichtige, tariflich bezahlte Arbeitsplätze

•	 Verkürzung der Lebensarbeitszeit: Rente mit 60 ohne Abstri-
che

•	 Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit – für Mann und Frau – 
in Ost wie West
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Kapitalismus bedeutet Spaltung:  
Für den gemeinsamen Kampf für die 
Gleichstellung von Frauen

In Deutschland, aber längst nicht überall sonst in der Welt, ist die 
rechtliche und formale Gleichstellung von Frauen weitestgehend 
gewährleistet, aber für ihre tatsächliche soziale Gleichstellung ist 
noch ein harter Kampf nötig. Denn weiterhin verdienen Frauen für 
gleichwertige Arbeit im Schnitt 23 Prozent weniger als Männer.

Im Niedriglohnsektor sind vor allem Frauen beschäftigt. Davon pro-
fitiert nicht der männliche Arbeiter oder Angestellte, sondern der 
Unternehmer, der niedrige Frauenlöhne dazu nutzt, das Lohnniveau 
insgesamt zu drücken. Daneben lastet auf den Frauen der größte 
Teil der Reproduktionsarbeit bestehend aus Hausarbeit, Kinderer-
ziehung und Pflege von alten und kranken Familienangehörigen. 
Ehegattensplitting und Betreuungsgeld tragen zur Verdrängung 
von Frauen aus der Arbeitswelt zurück zu Heim und Herd bei.
Ein wirksamer Kampf gegen Gewalt gegen Frauen und sexuelle 
Belästigung sollte verbunden werden mit dem Kampf für gleichen 
Lohn für gleichwertige Arbeit, für kostenlose Kinderbetreuung 
und existenzsichernde Mindestlöhne. Wir fordern die Streichung 
des § 218 StGB und die Selbstbestimmung über den eigenen Kör-
per. Wir treten für die rechtliche Gleichstellung aller Lebensge-
meinschaftsformen und gegen die einseitige Privilegierung der 
bürgerlichen Ehe ein. Die Entstehung des Patriarchats ist eng 
verbunden mit der Entstehung der Klassengesellschaft. Die Spal-
tung zwischen Männer und Frauen war die erste Klassenspaltung, 
heißt es schon bei Friedrich Engels. Der Kapitalismus basiert auf 
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der Benachteiligung von Frauen. Die ungelöste soziale Frage wird 
allein der Frau aufgebürdet. Deshalb ist der Kampf für Geschlech-
tergerechtigkeit im Interesse der gesamten arbeitenden Klasse.

Für den Reproduktionsbereich will das Kapital nicht zahlen, ge-
nauso wenig wie für die früheren Beschäftigten, die in Rente 
gehen. Doppelte Belastung ist nicht Emanzipation. Die AKL tritt 
deshalb für eine gesellschaftliche Lösung der Hausarbeit, Kin-
derbetreuung und Pflege von alten und kranken Menschen ein. 
Würde es beispielsweise zu einem Generalstreik im öffentlichen 
Dienst kommen, dann würde dies die Beteiligung von hunderttau-
senden Frauen bedeuten. Die Verkürzung des Arbeitstages bei 
vollem Lohn- und Personalausgleich ist für die Emanzipation aller 
Menschen von Ausbeutung eine wesentliche Voraussetzung.

Eine vollständige Emanzipation der Frauen ist letztlich nur in der 
Überwindung der Ausbeutergesellschaft möglich. Die AKL geht 
hier aber nicht von einem Automatismus aus und vertröstet die 
Frauen nicht auf die Zeit nach dem Sturz des Kapitalismus, son-
dern begreift den Kampf gegen Frauenunterdrückung als eine 
Aufgabe des Hier und Jetzt – auch innerhalb linker Strukturen.

Autonome Frauenstrukturen werden von uns unterstützt – auch 
innerhalb unserer Partei. Wir setzen uns für die Mindestquotie-
rung als Teil der Gleichstellung von Männern und Frauen ein.

Unsere Alternative heißt Sozialismus

Wir erklären offen: Unsere Alternative heißt Sozialismus. Damit 
meinen wir eine Gesellschaft, in der nicht das Privateigentum an 
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Produktionsmitteln, Marktkonkurrenz, Profitgier und Krieg herr-
schen, sondern die Menschen und ihre täglichen Interessen und 
Bedürfnisse. In gleichberechtigter Kooperation aller Mitglieder 
der Gesellschaft muss die Wirtschaft demokratisch und entspre-
chend der Bedürfnisse der Menschen mit Respekt vor der Umwelt 
gestaltet werden.

Voraussetzung dafür sind die Überführung der Banken und Kon-
zerne in demokratisch verwaltetes Gemeineigentum und eine 
Demokratisierung und Wählbarkeit und Abwählbarkeit wirtschaft-
licher und gesellschaftlicher Verwaltungsstrukturen. Ohne brei-
teste demokratische Mit- und Selbstbestimmung auf allen Ebe-
nen der Politik und Wirtschaft ist Sozialismus nicht möglich. Das 
Eintreten für eine sozialistische Alternative zum kapitalistischen 
Horror ist für uns kein abstraktes Fernziel, sondern leitet sich not-
wendig aus den kleinen und großen heutigen Kämpfen ab. Dafür 
kämpfen wir international.

Wir unterstützen jede Verbesserung im Hier und Heute. Das kann die 
Bildung von Genossenschaften und die Übernahme von Betrieben 
unter Arbeiterkontrolle bedeuten. Als dauerhafte Insellösungen im 
Kapitalismus im Rahmen eines propagierten Dritten Weges verfehlen 
Belegschaftseigentum und Genossenschaften jedoch ihr Ziel.

Nur mit einer antikapitalistischen Perspektive kann die Linke auf 
die großen Herausforderungen der wirtschaftlichen und ökolo-
gischen Krise eine Antwort geben. Die Überwindung der kapita-
listischen Klassengesellschaft ist dazu notwendig. Alle Verbes-
serungen werden durch die Selbsttätigkeit der Beschäftigten, 
Erwerbslosen und Betroffenen erkämpft mit dem Ziel, die Selbst-
bestimmung herzustellen.
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Mittendrin im Widerstand
Im Kapitalismus wurden alle emanzipatorischen Errungenschaf-
ten von Arbeiter-, Frauen-, Umwelt- und anderen Bewegungen 
erkämpft und sind einer permanenten Gefahr ausgesetzt. Wir ste-
hen europa- und weltweit solidarisch an der Seite von sozialen 
Bewegungen, Streiks und anderer Kampfaktionen von Beschäftig-
ten und Erwerbslosen – nicht nur, weil wir aus solidarischen und 
menschlichen Gründen ihren Erfolg wünschen, sondern auch weil 
nur in diesen Kämpfen die Konturen einer neuen, solidarischen 
Gesellschaft erwachsen können, die den Kapitalismus mit all sei-
nen katastrophalen sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen 
Widersprüchen ablösen kann.

Weil der Kapitalismus global organisiert ist, müssen wir uns inter-
national zusammenschließen. In Kenntnis dieser Erfahrungen ist 
die AKL davon überzeugt, dass die meisten im Erfurter Programm 
skizzierten Ziele nur gegen den Widerstand mächtiger Kapital-
gruppen und unter Bruch mit der Profitlogik zu erreichen und auf 
Dauer nur international und jenseits des Kapitalismus zu sichern 
sind.

Dabei vertritt die AKL die Überzeugung, dass die dafür notwendige 
Veränderung der gesellschaftlichen Macht- und Eigentumsverhält-
nisse nicht über Regierungskoalitionen mit bürgerlichen Parteien, 
sondern nur gestützt auf außerparlamentarische soziale Massen-
bewegungen und gewerkschaftliche Kämpfe erzeugt werden kann. 
Dafür muss DIE LINKE eine in diesen Bewegungen und den Ge-
werkschaften verankerte und für deren Aktivistinnen und Aktivisten 
offene Partei sein. Auch in Deutschland gibt es reale soziale Be-
wegungen, teilweise im Rahmen traditioneller Strukturen wie Ge-
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werkschaften, Sozialverbänden oder Vereinen, aber vielfach auch 
mit autonomen und selbstorganisierten Strukturen – im Stadtteil, 
in den Betrieben, Schulen und Universitäten. Das sind die Struktu-
ren, aus denen eine politische Oppositionskraft erwachsen kann 
und muss, für die Programm und Partei der LINKEN dann eine Hei-
mat sein könnten. Aufgabe der Partei DIE LINKE ist es, Teil dieser 
Bewegungen und Interessensvertretungen zu sein und ihnen eine 
politische Stimme zu geben, jedoch ohne sie zu instrumentalisie-
ren. Es gilt, den Alltagswiderstand zu organisieren und mit großen 
Protestkundgebungen und mit Streiks zu verbinden.

In Griechenland ist die Aussicht für die Linke aktuell besser als in der 
BRD, gestützt auf massenhafte Unterstützung, Streiks und Bewegun-
gen in der Bevölkerung, die Regierung zu übernehmen und den Bruch 
mit dem Kapitalismus zu wagen. Der Kampf um die Mehrheit ist dort 
weiter fortgeschritten und die Linke muss ihn für sich entscheiden.
In Deutschland befindet sich DIE LINKE in der Minderheit und es 
gibt keine Partei im Bundestag, mit der sie in Koalitionen ihre Ziele 
durchsetzen könnte. DIE LINKE steht in den meisten Fragen allein 
gegen das Kartell der anderen Parlamentsparteien. Alle Wahlen 
seit 2009 haben sehr deutlich gemacht, dass es kein „linkes La-
ger“ von SPD, Grünen und LINKE gibt und keine „Mehrheit links 
von der Mitte“, die SPD und Grüne einschließt. SPD, Grüne, FDP 
und CDU wählen ihre Koalitions- und Regierungsoptionen beliebig 
nach tages- und machtpolitischen Kriterien aus, sie stehen ge-
schlossen für eine Austeritätspolitik, die nur den Interessen des 
deutschen Kapitals dient. Ein gemeinsam in den Wahlen erfolgrei-
ches linkes Lager ist illusionäres Wunschdenken. Es ist also keine 
Schande oder ein Manko, sondern traurige Realität, dass nur DIE 
LINKE konsequent die Interessen der Mehrheit der Bevölkerung 
vertritt.
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Die AKL setzt sich dafür ein, dass DIE LINKE diese Rolle künftig 
noch hartnäckiger und phantasievoller ausfüllt. Dabei werden wir 
jeder Verbesserung, die von anderen Parteien im Parlament bean-
tragt werden, im Einzelfall zustimmen. Jeden Schritt in die Rich-
tung, die Roten Haltelinien im Erfurter Programm zu verwässern, 
lehnt die AKL dagegen ab. Das Erfurter Programm hat klare Re-
geln und Grenzen für Beteiligungen an einer Regierung benannt. 
Solche „Haltelinien“ bedürfen natürlich aktueller Ergänzungen. 
Heute sind für die AKL unverhandelbare Positionen, an denen wir 
jede Regierungsbeteiligung auf Bundes- und Landesebene sowie 
Rathaus-Koalitionen auf kommunaler Ebene messen:

•	 Keine Beteiligung an Kriegen und internationalen Militär- und 
Polizeieinsätzen sowie Rückzug der deutschen Truppen aus 
allen Auslandseinsätzen

•	 Kein Sozial- und Personalabbau; keine Privatisierungen öf-
fentlichen Eigentums

•	 Rücknahme der Hartz-Gesetze, der Absenkung des Renten-
niveaus und der Rente ab 67 und Einführung eines Mindest-
stundenlohnes nicht unter 12 Euro!

•	 Keine Zustimmung zu den Bankenrettungsplanen; Rücknah-
me aller Troika-Verträge und Ablehnung des Fiskalpakts

•	 Konsequenter Ausstieg aus Atom- und Kohleenergie ohne 
Rücksicht auf die großen Konzerne
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Für eine bewegte Partei der Mitglieder
Den politischen Widerstand und die Selbstermächtigung der Men-
schen zu stärken – dafür steht DIE LINKE und in ihr insbesondere 
die AKL. Denn der weltweit notwendige grundsätzliche System-
wechsel erfordert weit mehr als nur ein Kreuz in der Wahlkabine. 
Er erfordert Mut und Bewegung, Opposition und schöpferische 
Initiative von hunderttausenden Menschen. Nur wenn mehr Men-
schen spüren, dass sie nicht allein sind und eine Perspektive für 
Widerstand erkennen, werden auch außerparlamentarische Akti-
vitäten zunehmen und erfolgreicher sein. Nicht nur eine starke, 
linke Fraktion im Parlament, sondern vor allem auch Widerstand 
auf der Straße und in den Betrieben ist die unerlässliche Voraus-
setzung dafür, dass dieses Land sozialer wird. Im Sinne unseres 
Parteiprogramms fordern wir das verstärkte Engagement in au-
ßerparlamentarischen Bewegungen.

Die Partei kann nur dann ihren Zweck erfüllen, wenn sie den 
Menschen Wissen und Unterstützung bietet, ihre Interes-
sen durchzusetzen; nicht, wenn sie sich als stellvertretendes 
Sprachrohr genug ist. Dafür muss DIE LINKE als Mitglieder- und 
Mitmachpartei auf allen Ebenen sichtbarer und präsenter wer-
den. Zahlreiche Parteimitglieder ziehen sich jedoch frustriert 
zurück, weil sie die Partei als Top-Down-Projekt erleben, in dem 
Hauptamtliche und Mandatsträger_innen den Ton angeben und 
sich einfache Mitglieder kaum Gehör verschaffen können. Wir 
brauchen keinen Parlamentswahlverein. Aufgabe der Linken ist 
es, dazu beizutragen, dass sich die gesellschaftlichen Verhält-
nisse zugunsten der Beschäftigten und der Mehrheit der Bevöl-
kerung verändern. Dazu arbeiten wir in Initiativen, Vereinen und 
Gewerkschaften mit.
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Wir stehen für eine Partei, in der Pluralität, Offenheit, Inklusion, 
Demokratie, Mitgliederbeteiligung keine Worthülsen sind. Wir 
werben für eine Parteiführung, die nicht in Programmen das eine 
unterstützt und im Alltag das Andere verkündet oder gar umsetzt. 
Mit dieser Praxis muss Schluss sein. Sie frustriert Mitglieder, 
Symphatisant_innen sowie Bewegungen und präsentiert DIE LIN-
KE in der Öffentlichkeit als eine Partei, die so funktioniert wie die 
anderen Parteien auch: von oben nach unten. Unsere Politik des 
Widerstandes und der Selbstbestimmung ist bunt, radikal, phan-
tasievoll und manchmal auch widersprüchlich. Sie entspricht in 
keiner Weise den glatten Konzepten und technokratischen Mo-
dellen der bürgerlichen Parteien. Aber sie hat all diesen etwas vo-
raus: sie ist am Leben.

Für unsere Partei schlagen wir vor:

•	 Eine Öffnung der Parteitage für echte Debatten und Entschei-
dungen statt langweiliger Inszenierungen für die Presse und 
mit Formelkompromissen

•	 Die jederzeitige Wahl- und Abwählbarkeit aller Funktionsträ-
ger_ innen

•	 Die relative Trennung von Amt und Mandat mit insgesamt 
maximal 25 % Mandats-Träger_innen, deren Beschäftigten 
sowie Hauptamtlichen in Parteigremien

•	 Die Verhinderung von Ämterhäufungen und die Befristung al-
ler Ämter. Insbesondere Mandate in Parlamenten, Aufsichts- 
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und Verwaltungsräten und allen sonstigen Schnittstellen zur 
bestehenden Wirtschafts- und Verwaltungsordnung müssen 
begrenzt werden

•	 Die Begrenzung der Einkommen der hauptamtlichen Mitar-
beiter _innen und MandatsträgerInnen auf durchschnittliche 
Einkommen „normal“ Beschäftigter. Niemand soll Politik 
zum „Geschäft“ machen und zur persönlichen Bereicherung 
missbrauchen.
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Wir wollen eine basisbestimmte Partei und fangen bei uns selbst 
an. Wir wollen die Strömung der Aktivist_innen sein und bauen 
echte Basisgruppen auf. Über die persönliche Mitarbeit in ver-
schiedensten Bewegungen repräsentieren wir nicht nur die LINKE, 
sondern zielen auch auf den positiven Einfluss der Bewegungen 
auf die Partei. Der pluralistische Charakter der AKL mit Mitglie-
dern aus verschiedenen antikapitalistischen Traditionen soll da-
bei bewusst erhalten bleiben. Mitarbeit und Mitgliedschaft in der 
AKL sind auch nach der Anerkennung als Zusammenschluss in 
der LINKEN weiterhin unabhängig von einer Parteimitgliedschaft 
möglich und willkommen. Zur Erreichung unserer antikapitalisti-
schen Ziele ist diese Offenheit notwendig. Wir sind davon über-
zeugt: Nur eine kämpferische, antikapitalistische, sozialistische 
LINKE wird ihrer Verantwortung für die Menschen in diesem Land, 
in Europa und international gerecht werden. Die AKL misst sich 
und die LINKE an der Einlösung dieser Verantwortung.
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Alternative Präambel zum LINKE- 
Bundestagswahlprogramm

Widerstand schafft Veränderung
Änderungsantrag zum Leitantrag des Parteivorstandes zum Bundestagswahl-
programm 2013

Neufassung der Präambel (Einleitung), Zeile 68-323

Antragsteller: Antikapitalistische Linke, Geraer Sozialistischer Dialog

Kreisverband Düsseldorf; LAG Migration, Integration, Antirassismus;  
LAG Gesundheit und Soziales; Linksjugend/solid NRW

Antrag:

Der Parteitag möge beschließen die Zeilen 68 bis 323 des Leitantrages zu 
streichen und durch den folgenden Text zu ersetzen.

100 % Frieden, 100 % sozial!
Dieses Land braucht starke Veränderungen – nur eine starke LINKE 
wird dieses Land verändern

„Man muss so radikal sein wie die Wirklichkeit“ (Bertolt Brecht)

Die aktuelle gesellschaftliche Situation verlangt geradezu danach, 
dass DIE LINKE im kommenden Bundestag wieder mit einer star-
ken Fraktion vertreten sein wird. Wer, wenn nicht wir, steht in der 
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derzeitigen Finanz- und Wirtschaftskrise noch auf der Seite der 
Opfer und Verlierer_innen der herrschenden Politik? Wer erhebt 
noch grundsätzlich gegen die Ausbeutung der Mehrheit durch 
eine verantwortungslose, dekadente Minderheit die Stimme? Wer 
außer uns vertritt im Bundestag angesichts des Bürgerkriegs in 
Syrien und der Patriot-Raketenstationierung in der Türkei, ange-
sichts des Militäreinsatzes in Mali und der Kriegsdrohungen ge-
gen den Iran noch konsequente friedenspolitische Positionen? 
Wer außer uns streitet für gute Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
aller Menschen ohne Rücksicht auf angebliche Sachzwänge und 
Gesetze des Marktes?

[Einschub Geraer Sozialistischer Dialog]

Die Gesetze des Marktes ließen 2008 auch die US-amerikani-
sche Investmentbank Lehman Brothers stolpern und schließlich 
selbstverschuldet durch ihre pure Profitgier zusammenbrechen. 
In der Folge fielen in kurzer Zeit weltweit zahlreiche Banken und 
Investmentfonds wie die Dominosteine um. Diese anfänglich, 
auch vom damaligen SPD-Bundesfinanzminister Peer Steinbrück, 
als Finanzkrise verharmloste neue Weltwirtschaftskrise bildet den 
vorläufigen Höhepunkt einer kapitalistischen Entwicklungsphase. 
Sie ist einerseits gekennzeichnet durch vehemente Steigerungs-
raten der Profite von Banken und Konzernen und andererseits 
durch gleichzeitig zunehmenden Sozialabbau, Drangsalierung und 
Ausbeutung von Lohnabhängigen, Erwerbslosen und sozial abge-
hängten Menschen. Wir alle sind somit Zeugen einer gigantischen 
systematischen Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums 
von unten nach oben – „Noch nie wurde derart viel Geld von so 
vielen Menschen zu so wenigen umgeleitet“ (Joseph E. Stieglitz, 
Nobelpreisträger für Wirtschaft 2001).
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Diese Systemkrise des Kapitalismus wirkt dabei gleichzeitig als 
Verstärker für die scharfen sozialen Verwerfungen, denn ihre 
Wurzeln reichen mindestens in die 1970er Jahre zurück. Seitdem 
hat es die herrschende Kapitalmacht verstanden, die von Arbei-
tern und Gewerkschaften erkämpften sozialen Errungenschaften 
zu revidieren, und dies in beschleunigter Art und Weise seit dem 
Ende des Kalten Krieges 1989, dem darauf folgenden Zusammen-
bruch des osteuropäischen Sozialismusversuches und nicht zu-
letzt durch die zügige Deregulierung von Finanz- und Arbeitsmarkt 
während der Rot-Grünen Koalition von 1998 bis 2005. In diesen 
Jahren ist das Krisenhafte für eine große Mehrheit zu einer alltäg-
lichen Lebensform geworden, ist für viele Menschen die Lebens-
perspektive verunsichert oder zerstört worden. Auch gegenwärtig 
sind es die schon Benachteiligten, die für Egoismus, Eigennutz 
und falsche Politik die Zeche zahlen müssen. Denn was bisher an 
politischen Maßnahmen gegen den tiefen ökonomischen Verfall 
ergriffen wurde, dient vor allem dazu, das Finanzkapital zu stützen 
und die Lasten für die bürgerlich-kapitalistische Klientel erträglich 
zu gestalten und spitzt damit die Krise weiter zu.

Weltweit wächst dagegen der Widerstand. Hier und jetzt gilt es da-
rum, für einen radikalen Politik- und Systemwechsel zu kämpfen. 
Mit einer sozialistischen Politik, bei der der Mensch im Zentrum 
des Handelns steht. Für die Wirtschaft nicht bloßes Mittel zum 
Zwecke der Verwertung ist, sondern die Grundlage bildet für eine 
Gesellschaft, die sozial-ökologisch, solidarisch, demokratisch und 
friedlich organisiert ist. Mit dem Erfurter Programm von 2011 hat 
DIE LINKE eine Handlungsorientierung für diesen Wechsel vorge-
legt.
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Demokratie, Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit, Internationalis-
mus und Solidarität gehören zu unseren grundlegenden Werten. 
Sie sind untrennbar mit Frieden, Bewahrung der Natur und Eman-
zipation verbunden. Wir kämpfen für einen Systemwechsel, weil 
der Kapitalismus, der auf Ungleichheit, Ausbeutung, Expansion 
und Konkurrenz beruht, mit diesen Zielen unvereinbar ist. Wir ver-
folgen ein konkretes Ziel: Wir kämpfen für eine Gesellschaft, in der 
kein Kind in Armut aufwachsen muss, in der alle Menschen selbst-
bestimmt in Frieden, Würde und sozialer Sicherheit leben und die 
gesellschaftlichen Verhältnisse demokratisch gestalten können. 
Um dies zu erreichen, brauchen wir ein anderes Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystem: den demokratischen Sozialismus.

Besonders diese programmatischen Positionen sind den wirt-
schaftlich und gesellschaftlich Herrschenden, ihren Protagonis-
tInnen in den etablierten Parteien sowie den maßgeblichen Medi-
en ein Dorn im Auge. Sie dichten uns mangelnde Politikfähigkeit 
an und versuchen aus Entwicklungsproblemen einer in ihrer jet-
zigen Gestalt jungen Partei unser Scheitern zu machen. Wir wer-
den in einem engagierten Wahlkampf unsere Politik- und Mobi-
lisierungsfähigkeit unter Beweis stellen. Alle wissen: Die LINKE 
wirkt. Sie bestimmt seit Jahren die Themen, an denen sich die 
anderen abarbeiten und die sie verwässern wollen: Sicherheit der 
Renten und der Gesundheitsversorgung; Mindestlöhne und sozi-
ale Sicherungssysteme, die ihren Namen verdienen; Solidarität 
mit den Opfern der herrschenden Politik und den Ausgegrenzten; 
Innen- und Außenpolitik ohne Gewalt, Unterdrückung und Militari-
sierung und einen sozial gerechten ökologischen Umbau unseres 
Produktionssystems.
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SPD und Grüne schreiben schamlos bei der LINKEN ab, um ent-
schärfte und verwässerte Versionen als ihre angebliche Abkehr 
von der eigenen Regierungspolitik der vergangenen Jahre, von 
Hartz IV, Agenda 2010, Auslandseinsätzen der Bundeswehr und 
Bankenrettungen, darzustellen.

Wir wissen aber auch, dass die LINKE längst nicht genügend 
wirkt. Die LINKE als schlechtes Gewissen der anderen Parteien, 
als Korrekturfaktor der Sozialdemokratie – das sind nur Nebenef-
fekte. Der Zustand der Welt und die gegenwärtige Krise des Kapi-
talismus verlangen einen grundsätzlichen Politikwechsel, radikale 
Weichenstellungen für eine sichere und sozial gerechte Zukunft 
der Menschen. Das erfordert Mut und Bewegung, Opposition und 
schöpferische Initiative von Hunderttausenden von Menschen, 
die weit mehr sind als nur ein Kreuz in der Wahlkabine zu machen. 
Politischer Widerstand und Selbstermächtigung der Menschen 
müssen stärker werden – dafür steht die LINKE. Dafür stellt sie 
sich auch 2013 zur Wahl.

In diesem Land diktiert eine kleine Minderheit der überwiegenden 
Mehrheit der Bevölkerung die sozialen und kulturellen Lebensbe-
dingungen. Im Mittelpunkt einer die Kapitalverwertungsbedingun-
gen stetig optimierenden Politik, der sich alle anderen Parteien 
mal stillschweigend, mal laut fordernd verpflichtet fühlen, steht 
nicht der Mensch, sondern der Profit. Wer Hartz IV durchsetzt und 
verteidigt, auch, indem er sich nicht davon distanziert, wer lau-
fende und zukünftige Kriege führt und legitimiert, und sei es mit 
der Behauptung, sie dienten Menschenrechten, wer die großen 
Banken mit dem Verweis auf ihre Systemrelevanz schützen will 
und somit deren Profite - wer das und anderes vertritt, was allein 
den Interessen einer Minderheit dient, steht gegen das Interes-
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se der Mehrheit und gegen die allgemeine Wohlfahrt. DIE LINKE 
wird nicht zum politischen Establishment gezählt und will auch 
nicht dazugehören. Gerade deshalb stehen wir nicht allein gegen 
alle, sondern befinden uns als glaubwürdige Oppositionskraft im 
Einklang mit den wesentlichen Interessen der Bevölkerungsmehr-
heit.

Wir fordern: Die Menschen dürfen nicht mehr länger die Zeche 
für unvorstellbare Spekulationen im kapitalistischen Kasino zah-
len. Die Finanzmafia muss grundsätzlich und strukturell zerschla-
gen werden; das Prinzip, Gewinne zu privatisieren und Verluste 
zu sozialisieren, darf nicht länger eine gesellschaftliche Selbst-
verständlichkeit bleiben. Hartz IV und die Rente ab 67 müssen 
weg, eine Millionärssteuer muss her. Leiharbeit gehört verboten. 
Gesundheit darf keine Ware sein, Wohnungen kein Luxusgut. Bil-
dungsschranken müssen eingerissen und nicht verfestigt werden. 
Mit dem Demokratieabbau muss Schluss sein. Deutsche Solda-
ten sind von überall her zurückzuholen, wo sie in imperialistische 
Kriegsabenteuer oder deren Vorbereitung involviert sind. Waffe-
nexporte sind zu verbieten.

Von den in den Parlamenten vertretenen Parteien verteidigt nur 
DIE LINKE ernsthaft die noch verbliebenen sozialen Leistungen 
des Staates gegen wachsende Angriffe und fordert deren Ausbau. 
Nur wir stehen für eine Sozial-, Gesundheits-, Bildungs- und Woh-
nungspolitik, deren Wesensmerkmal das Ringen um ein schon 
heute menschenwürdiges Leben ist. Wir wollen die seit Einfüh-
rung der Hartz-Gesetze 2004/2005 besonders intensive Aus-
weitung des Niedriglohnsektors wieder rückgängig machen. Ein 
tariflich und rechtlich geschütztes, sozialversichertes Beschäfti-
gungsverhältnis für alle, mit Löhnen, von denen man leben kann, 
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muss wieder als Normalität eingeführt werden. Wir wollen das 
staatlich unterstützte, komplett parasitäre Agieren des Finanzka-
pitals schnellstmöglich stoppen.

Einem beträchtlichen Teil der Bürgerinnen und Bürger nimmt die-
se kapitalfreundliche Politik die Möglichkeit, einigermaßen gut zu 
leben. Der übergroßen Mehrheit raubt sie die Überzeugung, auch 
morgen noch sozial erträglich existieren und eine gesicherte Pers-
pektive für Kinder und Enkel gewährleisten zu können. Nur relativ 
wenige sind es, die in der aktuellen Krisenstimmung nicht Angst 
vor sozialer Ausgrenzung und Armut haben müssen. Und immer 
mehr Menschen werden zu »Sozialfällen«, weil die Krise auf die 
ganze Gesellschaft durchschlägt. Gegen diese, das Gemeinwesen 
zerstörende Entwicklungen wollen wir entschiedenen Widerstand 
leisten. Wir wehren uns gegen ein von zunehmender Entsolidari-
sierung geprägtes Europa, in dem - nicht zuletzt durch die deut-
sche Bundesregierung – einzelnen Mitgliedsstaaten eine Politik 
der Lohnkürzungen und des rabiaten Sozialabbaus aufgezwungen 
wird. Wir werden einen Wahlkampf in enger Solidarität mit den 
Menschen in Griechenland, Zypern, Portugal, Italien, Irland führen 
und uns jeder nationalistischen Hetze gegen die Menschen dieser 
Länder entgegen stellen.

Die kapitalistische Wirtschaftsordnung gefährdet weltweit im-
mer mehr Klima, Umwelt und die Energieversorgung der Zukunft. 
„Nach uns die Sintflut“ ist seit Anbeginn der Schlachtruf des nur 
auf den schnellen Gewinn orientierten Kapitalisten. SPD und vor 
allem die Grünen wollen weismachen, dass es einen Ausweg da-
raus in Form eines „grünen Kapitalismus“ gibt. Seit fast dreißig 
Jahren wird dieses Märchen erzählt und doch sprechen die Fakten 
Jahr für Jahr immer mehr die Wahrheit: Eine sozial gerechte und 



39

ökologisch nachhaltige Politik ist nur mit einer radikalen Ände-
rung der kapitalistischen Eigentums- und Machtverhältnisse zu 
erreichen. Nicht nur die LINKE, sondern alle UmweltexpertInnen 
und Einrichtungen rufen seit langem nach einer ökologischen Re-
volution. Nur die LINKE fordert einen schnellst möglichen Aus-
stieg aus Atom- und Kohleenergie, ohne dass die Mehrheit der 
Bevölkerung dafür zur Kasse gebeten wird. Die LINKE ist die wirk-
lich grüne Partei in diesem Land.

Gerade in Anbetracht der sich täglich erweiternden Krise und der 
zunehmenden Gefahr für den Weltfrieden wächst die Anzahl der 
Menschen, die sich sozialen Verwerfungen ebenso ausgeliefert 
fühlen wie einer düsteren Perspektive. Gerade in Zeiten sozialer 
Polarisierungen wachsen die Chancen rechter DemagogInnen, 
vor allem jener, die scheinbar zur sogenannten Mitte der Gesell-
schaft zählen und die - elitär rassistisch - millionenfach ihre »Be-
sorgnis« darüber verbreiten, dass Deutschland sich durch angeb-
liche »Überfremdung« abschaffen könnte. Die soziale Situation ist 
- nicht ausschließlich, aber vor allen anderen sonstigen Ursachen 
- Nährboden für nationalistische und rassistische Stimmungen so-
wie soziale Ausgrenzung. Und diese Stimmungen setzen faschis-
tische kriminelle Energie frei, wie die über zehn Jahre verübten 
Verbrechen der NSU-Mörderbande es grausam belegen.

Wir fühlen uns zur politischen Auseinandersetzung mit den da-
maligen wie heutigen Wurzeln des Faschismus verpflichtet. Wir 
widersetzen uns jeder Form des Antisemitismus, der Islamfeind-
lichkeit und des Antiziganismus. Im Sinne des Potsdamer Abkom-
mens und gemäß Artikel 139 des Grundgesetzes fordern wir das 
Verbot der NPD mitsamt ihren Gliederungen, Neben- und Nach-
folgeorganisationen sowie aller anderen Naziorganisationen. Im 
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Wahlkampf verstärken wir unsere antifaschistischen und anti-
rassistischen Aktivitäten. Die LINKE unterstützt die lokalen und 
regionalen Bündnisse gegen Nazis und RechtspopulistInnen. Nur 
eine breite politische Bewegung wird die rechte Ideologie aus den 
Köpfen vertreiben und den juristischen Mitteln erst Sinn geben.

Unsere Solidarität gehört Migrantinnen und Migranten, Asylbe-
werberInnen und Flüchtlingen, die nicht nur Nazis als Sünden-
böcke für verbrecherische Sozialpolitik dienen. Wo immer es 
möglich ist, decken wir die Zusammenhänge von Krise, Sozial-
chauvinismus und Rassismus auf. DIE LINKE wird sich im Wahl-
kampf und darüber hinaus gerade in dieser Frage prinzipiell vom 
Zeitgeist absetzen.

DIE LINKE will Menschen Mut machen, sich zu wehren. Betroffe-
ne werden im Wahlkampf zu Wort kommen und die Auswirkungen 
der sozialen Angriffe auf Menschen in ihrer Vielfalt sichtbar ma-
chen: Der durch Hartz IV Ausgegrenzte; die Arbeiterin bei Opel, 
die Angst vor Jobverlust hat; die ehemalige Verkäuferin bei Schle-
cker; die in Altersarmut lebende Rentnerin; der Migrant ohne 
Schulabschluss; die StudentIn mit Nebenjob, die Alleinerziehen-
de, die keinen Kita-Platz findet; der Selbstständige, der sich mehr 
schlecht als recht von Projektauftrag zu Projektauftrag hangelt 
oder der WG-Bewohner in einer Großstadt, dem die Miete verdop-
pelt wurde. Wir werden aber auch die BewegungsaktivistInnen zu 
Wort kommen lassen, die sich aktuell der kapitalistischen Realpo-
litik widersetzen: Dem Mitstreiter der Anti-Atomkraftbewegung, 
den Streikenden in bedrohten Betrieben und in Kämpfen für Tarif-
verträge und höhere Löhne; der Aktivistin aus Anti-Nazi-Bündnis-
sen oder den Vertretern der Bewegung für mehr demokratische 
Rechte und gegen den Überwachungsstaat. Nur wenn mehr Men-
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schen spüren, dass sie nicht allein sind und eine Perspektive für 
Widerstand erkennen, werden auch außerparlamentarische Akti-
vitäten zunehmen und erfolgreicher sein. Nicht nur eine starke, 
linke Fraktion im Parlament, sondern vor allem auch Widerstand 
auf der Straße und in den Betrieben, ist die unerlässliche Voraus-
setzung dafür, dass dieses Land sozialer und friedlicher wird.

Im Sinne unseres Parteiprogramms bekräftigen wir, dass Verän-
derung mit Opposition beginnt und unser verstärktes Engagement 
in außerparlamentarischen Bewegungen erfordert. Wir werden ei-
nen Wahlkampf führen, der vielen Menschen Identifikationsmög-
lichkeiten bietet. Wir wollen sowohl durch unsere Inhalte als auch 
durch unser Auftreten ausstrahlen, dass es sich lohnt, zu kämp-
fen und dass wir gemeinsam stark sein können.
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Kontakt zur AKL:
Website:
www.antikapitalistische-linke.de

E-Mail:
info@antikapitalistische-linke.de

Telefon:
030 / 22 77 43 40

Für die AKL Spenden:
DIE LINKE. Parteivorstand
Konto-Nr. 132 257 31
BLZ 100 500 00
Berliner Sparkasse
Kennwort „Antikapitalistische Linke“
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Die Antikapitalistische Linke (AKL) ist eine politische Strömung in der 
Partei Die Linke. Sie besteht aus bewegungsorientierten Mitgliedern 
der Partei DIE LINKE, aber auch aus Parteilosen. Sie sieht sich als Brü-
ckenglied zwischen der Partei DIE LINKE und den außerparlamentari-
schen Bewegungen. Die AKL setzt sich für die weitere Stärkung des 
antikapitalistischen Profils der Partei DIE LINKE ein.

www.antikapitalistische-linke.de


